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Aktz.:  61 26 O 69 
 
 
 
 
Untere Zahlbacher Straße O 69 
 
 
 
 
 
I. Vermerk  
 

über die öffentliche Auslegung (Offenlage) gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
 
 
 
 Die öffentliche Auslegung des Bauleitplanentwurfes erfolgte in der Zeit vom 

17.09.2018 bis 26.10.2018 einschließlich bei der Stadtverwaltung Mainz im Stadt-
planungsamt. Als zusätzlicher Service für die Bürgerinnen und Bürger war der Bau-
leitplanentwurfs während des gleichen Zeitraumes in der Ortsverwaltung Mainz- 
Oberstadt und im Rathausfoyer ebenfalls zur Einsichtnahme ausgelegt. Parallel da-
zu konnte der Bauleitplanentwurf im Internet eingesehen werden. 

 
 
 Die öffentliche Bekanntmachung dieser Offenlage erfolgte am 07.09.2018 im 

Amtsblatt der Stadt Mainz. 
 
 Während dieses Offenlagezeitraumes sind die nachstehend zusammengefassten 

Anregungen und die ebenfalls nachstehend zusammengefassten Stellungnahmen 
der Träger öffentlicher Belange eingegangen: 

 
 

A Von den Bürgerinnen / Bürgern vorgebrachte Anregungen: 
 
 

1. Absender 1 
- Schreiben ohne Datum - 
 

 - Mit Schreiben vom 01.11.2017, 31.01.2018 und 07.03.2018 wurde bereits 
Stellung bezogen. Diese Schreiben seien weiterhin gültig. 

 
Stellungnahme: 

 
 Die genannten Schreiben erfolgten anlässlich der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 

BauGB. Siehe unten. 
 
 
 
 
 



____________ Vermerk über die Offenlage "O 69" _____________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________________ 
Q:\AMT61\Textverarbeitung\Pc3\SG1\Herfurth\3-1111.her.docx    Stand. 19.03.2019 2 von 13 

 Entscheidung: 
 
 Siehe unten. 

 
- Dem Wunsch nach einem langfristig vorrausschauenden Stadtplanungsgut-

achten sei nicht gefolgt worden. Dies werde bedauert. Der vorgesehene 
Abstand von ca. 15 Meter von der Mittelachse der Fundamente der römi-
schen Wasserleitung werde als viel zu gering erachtet. 
Am Thementag am 15.05.2018 an den Römersteinen zum Thema Wasser 
und römischer Aquädukt sei ein starkes allgemeines Interesse an einem 
Freihalten der Trasse der Römersteine erkennbar gewesen. Die Notwen-
digkeit sei anhand einer Fotomontage einer aus dem Hang heraustretenden 
Wasserleitung deutlich gemacht worden. Es gäbe sogar Pläne zur Rekon-
struktion von Pfeilern und Bögen des Aquäduktes. Auch wenn diese Pläne 
bisher nicht realisiert seien, so sollte die Möglichkeit einer künftigen Um-
setzung nicht verbaut werden und ein hinreichend breiter Streifen dafür 
freigehalten bleiben.  

  
Stellungnahme: 

 
 Die Meinung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 Die Idee einer Teilrekonstruktion des römischen Aquäduktes, beziehungsweise die Umrisse 

von 2-3 Pfeilern mit dazwischen gespannten Bögen nachzuzeichnen, wird seit langer Zeit 
immer wieder vorgebracht und gerät aus finanziellen Gründen immer wieder in Vergessen-
heit. Ob Finanzmittel jeweils bereitgestellt werden können, ist ungewiss. 

 
 An der bauplanungsrechtlichen Situation ändert der O 69 nichts. Auch im bereits bestehen-

den Bebauungsplan Z 51/I beträgt der Abstand zur Achse der damaligen römischen Was-
serleitung ca. 15 Meter und auch dort beträgt die Höhe einer möglichen Bebauung 2-3 Voll-
geschosse. 

 
 Zwischen dem Psychiatrischen Institut und dem O 69 ist eine Rekonstruktion mangels Ver-

fügbarkeit über Grund und Boden nicht möglich. Östlich des O 69 und jenseits der Unteren 
Zahlbacher Straße ist eine Rekonstruktion nach wie vor möglich. 

 
 Entscheidung: 
 
 Es ist erklärtes Ziel der Stadt Mainz Wohnraum zu schaffen. Der O 69 trägt dazu bei. 

Der vorgesehene Abstand von ca. 15 Metern zwischen den Baufeldern und der Trasse der 
Römersteine ist ausreichend und wird beibehalten.  

 
- Beim Bau der neuen Zahnklinik auf dem Gelände der Uniklinik und beim 
Bau des neuen Biologiegebäudes auf dem Gelände der Universität sei extra 
umgeplant worden, um die Reste der römischen Wasserleitung zu erhalten. 
Hier sollte nun die Stadt das ihre auch tun und die einmalige Möglichkeit bei 
der Aufstellung des O 69 nutzen. Hierfür sei es sinnvoll zunächst die Daten-
grundlagen für eine spätere Abwägung der Interessen zu ermitteln. Das heißt, 
der genaue Verlauf der Wasserleitung sollte festgestellt werden. Der exakte 
Stand, der noch im Untergrund befindlichen, nicht sichtbaren Pfeilerreste soll-
te untersucht werden, damit der Verlauf, insbesondere am Osthang des Tals, 
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festgestellt werden könne. Hierzu biete sich eine Prospektion mit Mitteln der 
Geomagnetik/ Geophysik an. 

 
 

Stellungnahme: 
 

 Sowohl beim Bau der Zahnklinik, als auch beim Bau des Biologiegebäudes wurde in der Tat 
relativ aufwändig und kostenintensiv umgeplant, um die Pfeilerreste des ehemaligen römischen 
Aquäduktes in die Neubauten zu integrieren und adäquat in den Untergeschossen zu erhal-
ten und zu präsentieren. Hier sorgt gerade der Bebauungsplan O 69 mit seinen Festsetzun-
gen und dem Abstand von ca. 15 Metern dafür, dass die noch im Untergrund vorhandenen 
Pfeilerreste durch Neubauten gar nicht erst in Mitleidenschaft gezogen werden. 

 Geomagnetische und geophysikalische Untersuchungen sind nicht erforderlich. Der exakte 
Verlauf der römischen Wasserleitung ist durch einfache lineare Fortsetzung der oberirdischen 
Pfeilerreste und Verbindung mit den in den 1980er Jahren freigelegten 2 Pfeilerstümpfen im 
Osthang des Tales, oberhalb des O 69, bekannt.  

 
Entscheidung: 
 
Die Lage der Baufenster im O 69 und der Abstand zu ehemals römischen Wasserleitung 
gewährleisten, dass die noch im Untergrund vorhandenen Reste der Pfeilerstümpfe nicht beein-
trächtigt werden. Eine geomagnetische/ geophysikalische Prospektion ist nicht erforderlich.  

 
 

- E-mail vom 01.11.2017 - 
 

Es gäbe immer noch den Plan, die Pfeiler der römischen Wasserleitung auf der 
Hangseite des O 69 zu rekonstruieren und die ursprüngliche Höhe der Wasser-
leitung mit ca. 30 m über den Talgrund an dieser Stelle wieder sichtbar zu ma-
chen. Der vorgesehene Abstand der Bebauung von ca. 15 m zur Mittelachse 
der Pfeiler erscheine zu gering. Um gut wahrgenommen zu werden - auch in 
Korrespondenz zu den Pfeilern auf der anderen Seite des Tales -werde eine 
freie Stellung benötigt. Umgekehrt sollte auch eine Bebauung nicht von Pfei-
lern bedrängt werden. 

 
 

Stellungnahme:  
 

Die Idee einer Teilrekonstruktion des römischen Aquäduktes, beziehungsweise die Umrisse 
von 2-3 Pfeilern mit dazwischen gespannten Bögen nachzuzeichnen, wird seit langer Zeit 
immer wieder vorgebracht und gerät aus finanziellen Gründen immer wieder in Vergessen-
heit. Ob Finanzmittel jemals bereitgestellt werden können ist ungewiss.  

 
An der bauplanungsrechtlichen Situation ändert der O 69 nichts. Auch im bereits beste-
henden Bebauungsplan Z 51/ I beträgt der Abstand zur Achse der ehemals römischen 
Wasserleitung ca. 15 m und auch dort beträgt die Höhe einer möglichen Bebauung 2-3 
Vollgeschosse. 

 
Zwischen dem Psychiatrischen Institut und dem O 69 ist eine Rekonstruktion mangels 
Verfügbarkeit über Grund und Boden nicht möglich. Östlich des O 69 und jenseits der Un-
teren Zahlbacher Straße ist eine Rekonstruktion nach wie vor möglich. 
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Entscheidung: 
 

Es ist erklärtes Ziel der Stadt Mainz Wohnraum zu schaffen. Der O 69 trägt 
dazu bei. Der vorgesehene Abstand von ca. 15 m zwischen den Baufeldern 
und der Trasse der Römersteine wird beibehalten. 

 
 

 
- Schreiben vom 31.01.2018 

 
Der Absender hat bereits mündlich in der Bürgerversammlung und schriftlich 
Bedenken hinsichtlich der räumlichen Nähe der vorgesehenen Bebauung zu 
der Trasse der Römersteine und zu der Idee einer visuellen Rekonstruktion, 
beziehungsweise Nachahmung der Römersteine vorgetragen. 

 
Nun wird eine gutachterliche Bewertung der Verträglichkeit des Planungs-
vorhabens mit archäologischen und denkmalpflegerischen Belangen, sowie 
mit einer langfristigen, vorrauschauenden Stadtplanung gewünscht. 

 
Stellungnahme:  

 
Die Beurteilung der Verträglichkeit des O 69 mit archäologischen und denkmalpflegeri-
schen Belangen obliegt den zuständigen Denkmalschutzbehörden. Diese werden als Träger 
öffentlicher Belange im Bebauungsplanverfahren beteiligt. Die Beurteilung der Verträglich-
keit des O 69 mit einer langfristigen, vorrauschauenden Stadtplanung obliegt dem Stadtrat. 
Der Stadtrat hat am 04.04.1979 den Satzungsbeschluss zum Z 51/ I gefasst und damit 
einer Wohnbebauung im Plangebiet zugestimmt. Am 27.09.2017 – 39 Jahre später! -  
hat der Stadtrat mit dem Aufstellungsbeschluss zum O 69 erneut einer Bebauung des 
Plangebietes zugestimmt. Sowohl im Flächennutzungsplan 2000, als auch im Flächennut-
zungsplan 2010, sind die Flächen des O 69 als vorhandene Wohnbauflächen dargestellt. 

 
Entscheidung: 

 
Zur Beurteilung, ob der O 69 mit archäologischen und denkmalpflegerischen Belangen ver-
einbar ist, werden die zuständigen Denkmalschutzbehörden im Bebauungsplanverfahren 
beteiligt. 
 
Die Frage, ob der O 69 mit einer langfristigen, vorrausschauenden Stadtplanung verträg-
lich ist, wird bejaht. 
 
Ein zusätzliches Gutachten bezüglich der gestellten Fragen ist nicht erforderlich. 

 
 

 
-E-Mail vom 07.03.2018- 

 
Ergänzend zu den Stellungnahmen vom 01.11.2017 und vom 31.01.2018 wird 
eine Fotomontage übersandt, in der eine mögliche Rekonstruktion der römi-
schen Wasserleitung auf der Ostseite des Zahlbacher Tals dargestellt ist. Dar-
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aus werde deutlich, wie sich eine möglichere Konstruktion auf das Plangebiet 
auswirke.  
 

Stellungnahme: 
 
Die visualisierte Rekonstruktion liegt außerhalb des Plangebietes, östlich des O 69 und ver-
deutlicht, dass eine solche Konstruktion auch mit Umsetzung der Bebauung im O 69 nach wie 
vor möglich ist. 

 
Entscheidung: 

 
Die vorgesehene Bebauungsmöglichkeit im O 69 wird beibehalten. 

 
 

 Absender 1   
 - Schreiben 25.06.2018 – 
 
 Der Entwurf des O 69 bereite große Sorgen. Mit dem O 69 würden die Wei-

chen für die Zukunft der Erlebbarkeit des römischen Aquäduktes gestellt. 
Durch ein zu nahes Heranrücken der Bebauung und durch zu mächtige Baum-
assen, werde eine noch mögliche Teilrekonstruktion unmöglich gemacht. Die 
Möglichkeiten zur Präsentation der Römersteine und damit auch der Selbstdar-
stellung der Stadt, dürfe nicht verbaut werden. Jetzt sei der Zeitpunkt für ein 
Bekenntnis der Stadt für die Römersteine und damit für ihre römische Vergan-
genheit und für den Umgang mit den baulichen Denkmälern dieser Epoche 
gegeben. Es wäre sinnvoll, dass die Stadt den Geländestreifen, auf dem die 
Römersteine stehen, erwerbe. Dies würde das Interesse der Stadt signalisieren, 
für klare Besitzverhältnisse an den Römersteine sorgen und eine künftige mög-
liche Präsentation des Aquäduktes unkompliziert planbar machen. 

 
Stellungnahme: 

 
Am 04.04.1979 hat der Stadtrat den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Zahlbacher 
Steig – Teil I (Z51/ I)“ gefasst. Dieser Bebauungsplan sah eine 2-3 geschossige Bebauung 
bis ca. 15 Metern an die Trasse der Römersteine vor. Die Idee einer modelhaften Rekon-
struktion der Römersteine auf der Hangseite war damals schon bekannt. Der Stadtrat hatte 
sich damals für die Schaffung von Wohnraum entschieden. Dieses Baurecht wurde jedoch bis 
heute nicht umgesetzt.  
Im Hinblick auf eine modelhafte Rekonstruktion der Römersteine auf der Hangseite ist bis 
heute ebenfalls nichts geschehen. Heute ist die Schaffung von Wohnraum erklärtes Ziel der 
Stadt Mainz und der O 69 soll mit zu diesem Ziel beitragen. Der O 69 enthält diesbezüg-
lich eine ähnliche Bebauung, wie damals im Z 51/I - 3 geschossige Bebauung bis ca. 15 Me-
ter an die Trasse heran-.  
 
Eine Realisierung der Idee für eine modelhafte Rekonstruktion ist direkt angrenzend nörd-
lich an den O 69 mangels Verfügbarkeit über Grund und Boden heute immer noch nicht 
möglich. Eine Rekonstruktion oberhalb des O 69 im Bereich der zwei freigelegten Stümpfe, 
oder talseits jenseits der Unteren Zahlbacher Straße ist nach wie vor möglich. Der O 69 än-
dert nichts hinsichtlich der Option einer Visualisierung des ehemaligen römischen Aquäduk-
tes.  

 
 



____________ Vermerk über die Offenlage "O 69" _____________________________________________________________________ 

_______________________________________________________________________________________________________________ 
Q:\AMT61\Textverarbeitung\Pc3\SG1\Herfurth\3-1111.her.docx    Stand. 19.03.2019 6 von 13 

 
 Entscheidung: 
 
 Die Schaffung von Wohnraum ist ein erklärtes Ziel der Stadt Mainz. Das Bebauungskon-

zept im O 69 wird beibehalten. Haushalsmittel stehen weder für einen Grunderwerb, noch 
für eine Teilrekonstruktion der ehemaligen römischen Wasserleitung zur Verfügung. 

 
 
 

B Stellungnahme der Träger öffentlicher Belange: 
 

I. Folgende Träger öffentlicher Belange teilen mit, dass ihre Belange nicht 
berührt sind bzw. keine Stellungnahmen erforderlich ist:  

 
-Direktion Landesarchäologie- Erdgeschichte  

 
II. Folgende Träger öffentlicher Belange haben Stellungnahmen abgegeben:  
 

-Ortsbeirat Mainz-Oberstadt 
-Telefonica Germany GmbH & Co. OHG 
-Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
-67- Grün und Umweltamt  
-Landesamt für Geologie und Bergbau 
 
 

1. Ortsbeirat Mainz-Oberstadt 
- Niederschrift über die Sitzung am 05.09.2018 - 
 
Der Abstand der Bebauung zu den  
Römersteinen sollte vergrößert werden und ein Geländestreifen sollte für künf-
tige Entwicklungen und Teilrekonstruktionen der römischen Wasserleitung 
erworben werden.  

 
Stellungnahme: 

 
Am 04.04.1979 hat der Stadtrat den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Zahlbacher 
Steig – Teil I (Z51/ I)“ gefasst. Dieser Bebauungsplan sah eine 2-3 geschossige Bebauung 
bis ca. 15 Metern an die Trasse der Römersteine vor. Die Idee einer modelhaften Rekon-
struktion der Römersteine auf der Hangseite war damals schon bekannt. Der Stadtrat hatte 
sich damals für die Schaffung von Wohnraum entschieden. Dieses Baurecht wurde jedoch bis 
heute nicht umgesetzt.  
Im Hinblick auf eine modelhafte Rekonstruktion der Römersteine auf der Hangseite ist bis 
heute ebenfalls nichts geschehen. Heute ist die Schaffung von Wohnraum erklärtes Ziel der 
Stadt Mainz und der O 69 soll mit zu diesem Ziel beitragen. Der O 69 enthält diesbezüg-
lich eine ähnliche Bebauung, wie damals im Z 51/I - 3 geschossige Bebauung bis ca. 15 Me-
ter an die Trasse heran -.  
 
Eine Realisierung der Idee für eine modelhafte Rekonstruktion ist direkt angrenzend nörd-
lich an den O 69 mangels Verfügbarkeit über Grund und Boden heute immer noch nicht 
möglich. Eine Rekonstruktion oberhalb des O 69 im Bereich der zwei freigelegten Stümpfe, 
oder talseits jenseits der Unteren Zahlbacher Straße ist nach wie vor möglich. Der O 69 än-
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dert nichts hinsichtlich der Option einer Visualisierung des ehemaligen römischen Aquäduk-
tes.  

 
 Entscheidung: 
 
 Die Schaffung von Wohnraum ist ein erklärtes Ziel der Stadt Mainz. Das Bebauungskon-

zept im O 69 wird beibehalten. Haushalsmittel stehen weder für einen Grunderwerb, noch 
für eine Teilrekonstruktion der ehemaligen römischen Wasserleitung zur Verfügung. 

 
 

2. Telefonica Germany GmbH & Co. OHG 
- Schreiben vom 15.10.2018 –  
 
Die Telefonica Germany GmbH & Co. OHG schickt die gleiche Stellungnah-
me wie zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vom 28.02.2018 – siehe 
unten - mit folgenden Unterschieden: 

- der Fußpunkt für die gesamte Höhe des Antennenstandortes A liegt 
nun 7,0 Meter höher wie im Schreiben vom 28.02.2018 und  
- der gewünschte vertikale Schutzabstand zur Mittellinie der Richt-
funkstrahlen beträgt nun +/- 15 Meter anstelle +/- 10 Meter.  

 
Stellungnahme: 

 
An der Stellungnahme im Vermerk vom 15.08.2018 zur Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB ändert sich dadurch nichts. Siehe unten. 

 
 Entscheidung: 
 
 Siehe unten. 
 
  

- E-Mail vom 28.02.2018 - 
 

Durch das Plangebiet führe eine Richtfunkverbindung. Die Standorte der An-
tennen (senden und empfangen) liegen außerhalb des Plangebietes und wer-
den in geographischen Grad, Minuten und Sekunden sowie in Höhe des An-
tennenfußpunktes über N.N benannt. Dazwischen befindet sich eine Punkt 
zu Punkt Richtfunkverbindung in mehr oder weniger horizontaler, leicht 
schräger Lage. Um diese Linie sollte ein Schutzbereich von rund 20-60 m 
Durchmesser – ähnlich einem horizontalen über der Landschaft verlaufenden 
Zylinder – von Konstruktionen inklusive temporären Elementen wie z. B. 
Baukränen freigehalten bleiben. Diese Richtfunktrasse sollte in Bauleitplänen 
inkl. Bauhöhenbeschränkungen entsprechend dem vertikalen und horizonta-
len Schutzbereich festgesetzt werden. Das heißt, ein horizontaler Schutzkorri-
dor von +/- 30 m und ein vertikaler Schutzbereich von mindestens +/- 10 m. 

 
Stellungnahme: 

 
Bei der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange soll dem Träger öffentlicher Belange. Ge-
legenheit gegeben werden zu prüfen, ob eine konkrete städtebauliche Planung in einer kon-
kreten Lage und Situation mit seinen Belangen vereinbar ist. Die Anregung  weist auf eine 
Richtfunkverbindung hin und benennt in schwer zu transformierenden geographischen Lage-
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angaben die Standorte von Antennen und die Parameter und Bedingungen unter deren 
Einhaltung kein Konflikt zu ihren Belangen entsteht. Die eigentliche Prüfung der Verein-
barkeit erfolgt nicht, sondern wird an die Stadt Mainz zurück delegiert. Da bei der Stadt-
verwaltung das notwendige fachtechnische Ingenieurwissen für Funknetzbetrieb nicht exis-
tiert ist dieses Prozedere mit einem großen Fehlerrisiko verbunden. 
 
Im vorliegenden Fall kann die Stadt Mainz keinen Konflikt zwischen der im O 69 vorge-
sehenen Bebauung und der Richtfunktrasse erkennen. Die gewünschten Schutzabstände sind  
sowohl horizontal, als auch vertikal nicht beeinträchtigt. Baustelleneinrichtungen, Baukräne 
und ähnliches sind kein Regelungsgegenstand der Bauleitplanung. Diesbezüglich müssen sich 
Bauherr und Richtfunkbetreiber zu gegebener Zeit selber gegenseitig verständigen.  

 
Da Festsetzungen in einem Bebauungsplan unbegrenzt gültig sind, Richtfunkverbindungen 
sich jedoch häufig verändern, ist eine Trassenfestsetzung in einem Bebauungsplan wenig hilf-
reich. 

 
Entscheidung: 

 
Den Anregungen wird nicht gefolgt. 
 

3. Vodafone Kabel Deutschland GmbH  
- Schreiben vom 25.10.2018 – 
 
Vodafone Kabel Deutschland GmbH schickt die gleiche Stellungnahme wie 
zur frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB. 

 
-Schreiben vom 23.02.2018- 

 
Bei Interesse könne die Stadt eine Anfrage zu einem Neubaugebiet beim 
Team „Neubaugebiet der Vodafone Kabel Deutschland GmbH“ stellen. Je 
nach internen Wirtschaftlichkeitskriterien könne Vodafone dann eine Aus-
bauentscheidung treffen. 

 
Stellungnahme: 

 
Das Plangebiet des O 69 ist bereits erschlossen. Neue Erschließungsmaßnahmen seitens der 
Stadt sind derzeit nicht vorgesehen. 

 
Entscheidung: 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

 
 

4. 67 – Grün- und Umweltamt  
- Schreiben vom 26.10.2018 - 
 
- Die Durchgängigkeit und der Anschluss an die bestehende Grünverbin-

dung zwischen dem Grünzug Römersteine und der Grünanlage Zahlbacher 
Steig seien dauerhaft aufrechtzuerhalten und zu sichern. Die Gründe seien 
in den Stellungnahmen vom 02.03.2018 und 18.07.2018 dargelegt. Im 
Umweltbericht und im Freiflächenkonzept seien mit Baum- und Strauch-
pflanzungen, Versickerungsflächen und weiteren begrünten Flächen, diese 
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Grünvernetzungen thematisiert und abgebildet. Aus Sicht des Grün- und 
Umweltamtes seien diese Belange mit den aktuellen Festsetzungen nicht 
ausreichend sichergestellt. Auch die Grünflächensatzung der Stadt, könne 
eine Freihaltung und Begrünung nicht gewährleisten, da sie als Gestal-
tungssatzung die Ausnutzbarkeit von Grundstücken und die Zulässigkeit 
und Lage von sonstigen baulichen Anlagen wie Stellplätze, Garagen und 
Zuwegungen nicht regeln kann. Der Bebauungsplan schränke die Zulässig-
keit von Nebenanlagen, oberirdischen Stellplätzen und Garagen in ihrer 
Lage nicht ein. Die nachzuweisenden Stellplätze seien nicht zwingend in 
einer Tiefgarage unterzubringen. Die Grundflächen dieser Anlagen dürfe 
die GRZ um bis auf 0,7 überschreiten. Im ungünstigsten Fall sei daher eine 
Inanspruchnahme der freizuhalten und zu begrünenden Flächen möglich. 
Das Grün- und Umweltamt hält weiterhin eine Sicherung der Grünvernet-
zung durch Festsetzungen, z. B. durch einen Ausschluss von Stellplätzen, 
von Nebenanlagen, durch von Bebauung freizuhaltenden Flächen und de-
ren Nutzung und/oder durch Festsetzungen zum Anpflanzen von Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen (Grünland, Wiese) für erforderlich – 
auch vom dem Hintergrund, dass gem. Umweltbericht nur dann keine 
Eingriffe in Natur- und Landschaft vorliegen, wenn die Tiefgarage zu min-
destens 50% begrünt wird.  
 

Stellungnahme: 
 

Zu den Schreiben vom 02.03.2018 und 18.07.2018 vergleiche Vermerk vom 15.08.2018 
zur frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB und Vermerk vom 
13.08.2018 zur Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 2 BauGB. Beide Vermerke wur-
den dem Grün- und Umweltamt zu Kenntnis gebracht. 
 
Im O 69 ist die Fläche als nicht überbaubare Grundstücksfläche festgesetzt. Innerhalb dieser 
Fläche sind jedoch bauliche Anlangen, nämlich Nebenanlagen und Anlagen, die nach Lan-
desrecht in den Abstandsflächen zulässig sind gem. 23 Abs. 5 BauNVO durchaus möglich. 
Z. B. Wege, Hauszugänge, Terrassen, Mülltonnenstandorte, Fahrradabstellplätze, Feuer-
wehraufstellflächen etc. – auch Garagen und Stellplätze -. Die zulässige Grundfläche, be-
stimmt durch die GRZ, darf gem. § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO durch derartige bauliche 
Anlagen im WA-Gebiet bis auf 0,7 überschritten werden. Diese bauliche Anlagen sind un-
tergeordnet, dienen der Nutzung des Grundstücks und wiedersprechen der Eigenart des Bau-
gebietes nicht. Sie sind durchaus notwendig, sinnvoll, teilweise sogar baugenehmigungsfrei und 
normalerweise auf jedem Baugrundstück vorhanden. Über die Art, Anzahl, Lage etc. ent-
scheidet normalerweise der Bauherr nach eigenem Ermessen im Rahmen eines Freiflächenpla-
nes im Bauantragsverfahren. Auf Ebene der Bauleitplanung sind diese Anlangen nicht 
prognostizierbar. Eine Thematisierung im Umweltbericht, oder in einem fiktiven vorgezoge-
nen Freiflächenplan sind rein spekulativ. 
 
Die Nutzungsansprüche an die Fläche zwischen dem Fußweg in Verlängerung der Römer-
steine und der Bebauung sind vielfältig. Um den Wünschen des Grün- und Umweltamtes zu 
entsprechen wurde im Plan zum Offenlagebeschluss die Neuanpflanzung einer Baumreihe (7 
Stück) zwischen den Baufenstern und den Fußweg festgesetzt. 
Außerdem wird nun zusätzlich eine Fläche, die von der Bebauung freizuhalten ist, festge-
setzt. Die Nutzung dieser Fläche ist damit für den Eigentümer eigeschränkt. 
Den gleichen Anregungen von Amt 67 aus den beiden TÖB Beteiligungen wird nun entspro-
chen. 
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Eine ausreichende Grüngestaltung und Grünverbindung zwischen dem Grünzug Römersteine 
und der Grünanlage Zahlbacher Steig ist damit aufrechterhalten.  

 
 Entscheidung: 
 

Eine Fläche, die von Bebauung freizuhalten ist, wird bis 6,0 m an die Baugrenze heran, 
festgesetzt. Die so im O 69 enthaltenen Festsetzungen lassen zusammen mit der bestehenden 
Grünflächensatzung und der Neuanpflanzung einer Baumreihe parallel zum Fußweg eine 
ausreichende Freihaltung und begrünte Verbindung zwischen dem Grünzug entlang der Rö-
mersteine und der Grünanlage Am Zahlbacher Steig erwarten. Für konkurrierende Nut-
zungsansprüche verbleibt ein 6,0 m breiter Streifen entlang der Baufenster, in dem Nebenan-
lagen und Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig sind erhalten. 
Die Nutzungsbeschränkung innerhalb der von Bebauung freizuhaltenden Fläche zu Lasten 
des Eigentümers wird in Kauf genommen. 

 
- Die fachlich erforderlichen Artenschutzmaßnahmen für den Haussperrling 

seien im Bebauungsplan rechtlich nicht gesichert, was aber dem § 1 Abs. 6 
Nr. 7a BauGB i. V. m. mit der Anlage 1 Nr. 2 lit.b)sublit.aa) BauGB ent-
sprochen und die Rechtsicherheit des O 69 erhöht hätte. Gemäß Arten-
schutzgutachten seien bei der Durchführung von Vermeidungsmaßnahmen 
(=Nisthilfen) keine Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG mehr gege-
ben. Ohne entsprechende Festsetzungen im Bebauungsplan sei in eine 
„Befreiungslage“ hineingeplant. Die Umsetzung der notwendigen Maß-
nahme, die infolge des Abrisses von Gebäuden erforderlich sind, könnten 
nicht auf nachfolgende Verfahren abgeschichtet werden, da der Abriss von 
Gebäuden in Rheinland-Pfalz genehmigungsfrei sei. Verstöße gegen arten-
schutzrechtliche Verbotsbestimmungen seien mit einem Bebauungsplan 
vorbeugend zu verhindern und müssten zu ihrer Rechtswirksamkeit im 
Bebauungsplan festgesetzt werden. 
 

Stellungnahme: 
 
Im Umweltbericht, Seite 8 Versieglungsbilanz, ist festgestellt, dass im MI-Gebiet kein Ein-
griff in Natur- und Landschaft durch den O 69 ausgelöst wird. § 1a Abs. 3 BauGB und die 
Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz sind hier nicht anwendbar.  

 
Die Verbotstatbestände des § 44 BNatSchaG richten sich direkt an die Eigentümer und 
Bauherren, unabhängig davon, ob in einem Bebauungsplan hierzu etwas geregelt wird oder 
nicht. Eine „Befreiungslage“ von artenschutzrechtlichen Anforderungen liegt auch ohne Fest-
setzungen in einem Bebauungsplan nicht vor. Wenn ein nachfolgendes Verfahren (z. B. Bau-
antragsverfahren) nicht stattfindet, weil z. B. der Abriss von Gebäuden in Rheinland-Pfalz 
genehmigungsfrei ist, so müssen die für den Natur- und Artenschutz zuständigen Behörden mit 
eigenen Instrumentarien agieren. 
 
Das Artenschutzgutachten kommt zu dem Schluss, dass keine Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG vorliegen, wenn Vermeidungs-, und Ausgleichsmaßnahmen (Nisthilfen) durchge-
führt werden. Das heißt, der Abriss und der Neubau sind unter artenschutzrechtlichen Vor-
rausetzung möglich.  
 
Die Thematik Artenschutz und Vermeidungsmaßnahmen ist in der Begründung, im Um-
weltbericht und in den Hinweisen zum O 69 umfangreich beleuchtet. 
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Eine artenschutzrechtliche Interimsregelung während der Bauphase ist mit den Mitteln der 
Bauleitplanung nicht möglich. Diesbezüglich will sich Amt 67 um eine vertragliche Regelung 
mit dem Bauherren bemühen. Für den Endzustand können entsprechend Abb. 7, S. 38 des 
Umweltberichtes Fassaden gekennzeichnet werden, an denen Nisthilfen anzubringen sind. 
Die Anzahl der Nisthilfen richtet sich nach den Ergebnissen der artenschutzrechtlich erforder-
lichen Baubegleitung. 
 
Entscheidung:  
 
Im Plan werden Fassaden, an denen Nisthilfen anzubringen sind gem. Abb. 7 des Umwelt-
berichtes festgesetzt. 
 
- Das Grün- und Umweltamt bittet, den Absatz im Artenschutzhinweis zur 
Außenbeleuchtung, dem Stand der Technik und Forschung entsprechend, wie 
folgt anzupassen: „… 
sind im Freien ausschließlich geschlossene, warmweißgetönte LED-Lampen 
(Lichttemperatur max. 3.000 K, Abstrahlwinkel von max. 70 Grad zur Vertika-
len) mit gerichtetem, zum Boden abstrahlenden Licht zu verwenden. Hinweis: 
als Entomofauna wird die Gesamtheit aller Insektenarten einer Region bezeich-
net.“ 
 
 
Stellungnahme: 

 
Technologien entwickeln sich im Laufe der Jahre weiter - auch nach Rechtskraft des O 69 - 
und besonders dynamisch in der Beleuchtungstechnik. Das Stadtplanungsamt empfiehlt die-
sen Hinweise auf eine spezielle Beleuchtungstechnik folgendermaßen umzuformulieren: „Zur 
Minderung der beleuchtungsbedingten Lockeffekte und Totalverlusten bei der lokalen Ento-
mofauna sollten im Freien nur LED-Leuchtmittel verwendet werden, oder Leuchtmittel, die 
dem Stand der Forschung und Technik entsprechen“.  

 
 Entscheidung: 
 
 Der Formulierungsvorschlag des Grün- und Umweltamtes betrifft einen Hinweis und ist 

keine Änderung des Bebauungsplaninhaltes und wird als Empfehlung übernommen.  
 
 

- Das Grün- und Umweltamt regt an, einen neuen Hinweis „Altlasten und 
Bodenschutz“ aufzunehmen und liefert hierzu einen Formulierungsvor-
schlag. 

 
Stellungnahme: 

 
Das Thema und die Formulierung sind in der Begründung Kapitel 10.1 zum O 69 bereits 
enthalten.  
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Entscheidung: 
 

Ein zusätzlicher Hinweis ist keine inhaltliche Änderung des Bebauungsplanes und wird über-
nommen.  
 
 
- Das Grün- und Umweltamt regt zur Klarstellung an, den letzten Absatz in Ka-
pitel 10.1 der Begründung neu zu formulieren und liefert einen Formulierungs-
vorschlag. 
 
Stellungnahme: 

 
Die Neuformulierung in Kapitel 10.1 der Begründung ist keine inhaltliche Änderung des Be-
bauungsplanes und kann übernommen werden.  

 
 
Entscheidung: 

 
Die Neuformulierung in Kapitel 10.1 der Begründung ist keine inhaltliche Änderung des Be-
bauungsplanes und wird übernommen. 
 

 
5. Landesamt für Geologie und Bergbau   

- Schreiben vom 09.11.2018- 
 
- Auf die Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau vom 

26.02.2018 wird verwiesen. 
 
- Dass bereits ein Baugrundgutachter eingeschaltet wurde, werde begrüßt. 

Für die konkreten Einzelbauwerke werden weitere objektbezogene Bau-
grunduntersuchungen empfohlen.  

 
- Der Hinweis „Baugrund“ auf die einschlägigen Baugrundnormen sowie die 

Empfehlung von objektbezogenen Baugrunduntersuchungen wird fachlich 
bestätigt. Bei Bodenarbeiten seien die Vorgaben der DIN 19731 und DIN 
18915 zu berücksichtigen.  

 
- Aus rohstoffgeologischer Sicht bestehen keine Einwände gegen den O 69.  

 
- Die vorliegende Untersuchung der Bodenluft auf Radon werde begrüßt. 

 
Stellungnahme: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
Zur Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau vom 26.02.2018 siehe Ver-
merk für die frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB vom 15.08.2018 oder 
unten. 
 
Entscheidung: 

 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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